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Der Putsch in Bamako vom 18. August hat den Blick auf eine Massenbewegung gelenkt, der bis
dahin wenig Aufmerksamkeit zukam. Er hat auch Reaktionen der in Mali involvierten ausländischen
Interventionsmächte hervorgerufen, die die Anliegen dieser Bewegung bis dahin für nicht
beachtenswert gehalten haben.

Massenbewegung

Dem Putsch vorausgegangen ist seit Anfang Juni eine Massenbewegung, die zehntausende
Menschen in der Hauptstadt Bamako auf die Straßen mobilisiert hat. Sie forderte den Rücktritt von
„IBK“, dem seit 2013 regierenden Staatspräsidenten Ibrahim Boubacar Keïta, und die Auflösung des
Parlaments. Eine Auslöserin der Proteste war eine umstrittene Entscheidung des
Verfassungsgerichts, das die Parlamentswahlen vom März 2020 in Teilen für ungültig erklärt und
dadurch IBKs Partei ermöglicht hatte, ihre Mehrheit auszubauen. Doch die Proteste gründen sich
auf eine weit umfassendere Krise. Im Zentrum steht dabei eine Welle reaktionärer ethnischer
Gewaltverbrechen durch bewaffnete Gruppen und die Unfähigkeit oder der Unwille der Regierung,
ihre Autorität im Land durchzusetzen. Eine große Rolle spielt auch der neoliberale Niedergang des
Landes durch eine Reihe aufgezwungener Reformprogramme seit den 1990er Jahren, die die
Lebensgrundlage eines großen Teils der ländlichen Bevölkerung bedroht oder zerstört hat und mit
der Verdrängung der traditionellen Landwirtschaft durch modernes Agrobusiness einhergeht.

Die Macht im Land liegt nun in den Händen eines bis vor kurzem unbekannten Zirkels von Militärs
unter der Führung des Offiziers Oberst Assimi Goita. Er hat versprochen, internationale
Vereinbarungen einzuhalten, besonders mit Hinblick auf die ausländischen Militärinterventionen
(derer es drei verschiedene gibt). Dennoch dominiert unter den imperialistischen Mächten die
Befürchtung, dass der Putsch deren Kriegsziele und strategische Interessen zurückwerfen wird.

2012: Tuareg-Aufstand und Islamisches Kalifat

Mali umfasst eine Vielzahl verschiedener Ethnien, von denen die meisten wiederum in mehreren
Staaten leben. Auf die Interessen der Bevölkerungsgruppen wurde bei der Grenzziehung durch die
ehemaligen Kolonialmächte in Westafrika im Einzelnen keine Rücksicht genommen. Daher ist
einerseits rassistische und nationale Unterdrückung in diesen heute halbkolonialen Ländern
strukturell angelegt und muss andererseits ein destabilisierendes Moment ausüben, das die üblichen
sozialen Verheerungen, mit denen der globale Kapitalismus dem afrikanischen Kontinent aufwartet,
überlagert. Der Tuareg-Aufstand von 2012 bestätigt das. Er brachte die ehemalige
„Musterdemokratie“ Mali auf den Weg in den Strudel der „failed states“. Burkina Faso und Niger
sind von dieser Entwicklung ebenfalls betroffen.

Die Gemeinschaften der Tuareg, die sich über mehrere Länder im Zentrum der Sahara verteilen,
waren mehr als andere Völker der Region im Zuge der Dekolonialisierung marginalisiert worden.
Die blutige Niederschlagung des ersten Tuareg-Aufstandes von 1963 hatte viele aus ihren
Heimatregionen vertrieben. Die Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen durch wirtschaftliche Misere
und die Dürren der 1970er und 1980er Jahre verstärkten dies und schufen eine entrechtete,
transnationale Jugend (Ishumar; benannt nach unter Jugendlichen beliebter Musik, dem
Wüstenblues), die als ArbeitsmigrantInnen umherzieht. Diese war die hauptsächliche soziale Basis
der bewaffneten Rebellionen von 1990 – 1995 und 2007. Die Rebellionen wurden vom malischen
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Militär mit Unterstützung von ethnischen Hilfstruppen bekämpft und mit Versprechungen von
begrenzter Selbstverwaltung und stärkerer Integration der Tuareg in die Sicherheitskräfte
beigelegt.

Die Tuareg wurden notwendigerweise Gegenstand regionaler Auseinandersetzungen. Von
politischem Interesse waren sie stets nur insoweit, wie sie für spezifische Zwecke – insbesondere des
libyschen Regimes – von Nutzen sein konnten. So waren sie im „Gastland“ Libyen als Arbeitskräfte
und RekrutInnen in den Repressionsorganen gerade dadurch geschätzt, dass es ihnen an
staatsbürgerlichen Rechten mangelte. Außenpolitisch konnten sie Gaddafis pan-afrikanische
Ambitionen unterstreichen. Indem Gaddafi das Konfliktpotential, das in der ungelösten nationalen
Frage der Tuareg liegt, gezielt ausnutzte, konnte er ihre politischen Ambitionen kanalisieren. Dies
zeigte sich etwa 2009 im Tuareg-Aufstand im Niger, wo Gaddafi mit einem Teil der Tuareg-Kräfte
eine Vereinbarung aushandelte, die den Aufstand spaltete und beendete. Ihr Nutzen lag für Gaddafi
darin, dass er sich gegenüber dem Ausland als Vermittler anbieten konnte. Es überrascht nicht, dass
sein Sturz 2011 nachhaltigen Einfluss auf die Lage der Tuareg genommen hat.

Deren Aufstand 2012 resultierte in der Proklamierung des kurzlebigen Staates von Azawad. Sein
rascher Zerfall war die Folge einer prinzipienlosen Bündnispolitik der MNLA-Führung (frz.:
Mouvement national de libération de l’Azawad; Nationale Befreiungsbewegung Azawad) mit Ansar
Dine (UnterstützerInnen des Glaubens), lokaler Ableger von AQIM (al-Qaida des Islamischen
Maghreb), und der falschen Orientierung der MNLA auf Anerkennung und Unterstützung durch den
Imperialismus. Der Aufstand scheiterte vor allem daran, dass seine von Tuareg dominierte Führung
kaum Unterstützung unter den übrigen Volksgruppen in Nordmali gewinnen konnte. Ansar Dine
attackierte die MNLA für ihren azawadischen Nationalismus und rekrutierte selbst unter den
Tuareg. Zugleich nutzten die SalafistInnen bestehende rassistische Ressentiments aus und
gewannen die Unterstützung von Kräften in den Gemeinschaften der Songhai und Fula (Fulbe; frz.:
Peul), die vormals an der Seite der Regierung standen. Diese Allianz unter Führung von
SalafistInnen brach mit der MNLA und konnte im Sommer 2012 ihre alleinige Kontrolle über
Nordmali errichten. Der rasche Kontrollverlust der Regierung in Bamako triggerte außerdem am 21.
März 2012 einen Putsch.

Der Putsch von 2012

Der Putsch von 2012 gegen Präsident „ATT“ (Amadou Toumani Touré) bekam es mit Gegenwind zu
tun. Die „Verweigerungsfront“ (frz.: Front du refus), bestehend aus etwa 100 gewerkschaftlichen
und zivilgesellschaftlichen Organisationen und 50 Parteien, beharrte auf einer zivilen und
demokratisch legitimierten Regierung und weigerte sich, die Junta anzuerkennen oder mit ihr
zusammenzuarbeiten. Bezeichnenderweise war die reform-stalinistische SADI-Partei die einzige
parlamentarische Kraft, die sich zu einer Zusammenarbeit mit der Junta bereit erklärte. Trotz dieser
verbreiteten Ablehnung des Putsches kam es zu keiner Massenmobilisierung, die der Herrschaft des
Militärs etwas hätte entgegensetzen können. Die Junta-GegnerInnen bildeten einen prinzipienlosen
Block mit nationalistischen, bürgerlichen Kräften, die auch UnterstützerInnen des gestürzten
Präsidenten umfasste. Zugleich stellte sich ein anderer Flügel der Gewerkschaftsbewegung hinter
die Militärjunta.

Etliche linke Intellektuelle bezogen sogar eine durch und durch chauvinistische Position.
Beispielhaft hierfür steht das „Forum für ein anderes Mali“ (Forum pour un autre Mali, FORAM),
das über Verbindungen zur Sozialforenbewegung verfügt und u. a. von der malischen Linken
Aminata Traoré unterstützt wird. Sie argumentierten 2012, dass der Tuareg-Aufstand Teil einer
planmäßigen Neuaufteilung Westafrikas durch die imperialistischen Mächte sei. Daher sei die
Herrschaft des Militärs das kleinere Übel gegenüber dem drohenden Verlust der „territorialen
Einheit“. Natürlich zeigte sich schnell, dass das Militär und die korrupten Eliten im Interesse ihres



eigenen Machterhalts den imperialistischen Interventionen bereitwillig zustimmen würden.

Die vollkommene Preisgabe einer linken Programmatik hat die politische Orientierungslosigkeit
dieser malischen und westafrikanischen Linken verschärft und dazu beigetragen, dass sie oftmals
als linke Flankendeckung für reaktionäre despotische Regime und deren Politik agieren – ganz zu
schweigen davon, dass sie mit der „territorialen Einheit“ genau die postkoloniale, d. h.
imperialistische Ordnung verteidigen, als deren GegnerInnen sie sich präsentieren. Die Linke kann
im westafrikanischen Nationalitätenmosaik keine progressive und anti-imperialistische Perspektive
vertreten, ohne das Selbstbestimmungsrecht der Völker anzuerkennen. Die nationale Frage muss
mit dem Kampf gegen die herrschenden Eliten verknüpft werden, die die postkolonialen Staaten
ausplündern und deren Macht und internationale Anerkennung die Verteidigung der bestehenden
staatlichen Ordnung zur Voraussetzung hat.

Konflikt in Zentralmali

Angesichts der Etablierung der militanten salafistischen Kräfte haben die Regierung und das Militär
ihrerseits auf ethnische Milizen gesetzt. Beispielhaft hierfür steht die Dan Na Ambassagou
(JägerInnen, die auf Gott vertrauen), deren Mitglieder aus den Dogon-Gemeinschaften kommen. Sie
wurde von der Regierung zu Beginn des Konflikts als nützliches Gegengewicht betrachtet und hat
sich mittlerweile selbst als Machtfaktor etabliert. Sie ist bekannt für reaktionäre Verbrechen
gegenüber den Fula, die den Charakter von ethnischen Säuberungen annehmen, wie das Ogossagou-
Massaker vom 23. März 2019 mit 160 Todesopfern. Die rassistische Grundstimmung, die Fula als
angebliche UnterstützerInnen von Ansar Dine stigmatisiert, ist eine Begleiterscheinung des „Kriegs
gegen den Terror“.

Ethnische Konflikte sind zugleich Voraussetzung und Folge der imperialistischen
Interventionspolitik. Diese Mächte – vor allem Frankreich, aber auch der EU-Verbündete
Deutschland – versuchen, durch militärische „Hilfestellung“, Ausbildung etc., das malische Militär
zum kompetenten Ordnungsfaktor aufzubauen. Angesichts dessen, dass das Militär seit der
Unabhängigkeit immer die letztendlich entscheidende Rolle im Land gespielt hat, liegt diese
Strategie auf der Hand. Die Massenbewegung der vergangenen Wochen hat gezeigt, dass dieses
System gestürzt werden kann, aber um die Krise in progressiver Weise zu lösen, ist eine politische
Strategie notwendig. Die Führung der M5-RFP (Mouvement du 5 Juin 2020, Rassemblement des
Forces Patriotiques; Bewegung des 5. Juni – Sammlung der patriotischen Kräfte) hat die Militärjunta
jedoch anerkannt. Dabei hat Assimi Goita angekündigt, dass seine Junta während einer
„Übergangsperiode“ von 3 Jahren regieren wird. Ein großer Teil der malischen Linken scheint die
Fehler von 2012 zu wiederholen, indem er die „nationale Einheit“ als ein den unmittelbaren
Interessen der Massen übergeordnetes Ziel vertritt.

Natürlich wird die Militärjunta keines der elementaren Probleme des Landes lösen können. Sie wird
wie jede andere bürgerliche Regierung vom Wohlwollen des französischen Imperialismus und der
sog. „internationalen Gemeinschaft“ abhängig sein. Der bis vor kurzem im Zentrum der M5-RFP
stehende salafistische Prediger Mahmoud Dicko gibt sich als „Brückenbauer“ zwischen
NationalistInnen und IslamistInnen. Er gehörte 2013 zu den UnterstützerInnen der imperialistischen
Intervention und bis 2017 zum Lager von IBK. Assimi Goita selbst kommt aus den malischen
Spezialkräften, die seit 2013 von imperialistischen Mächten für den Anti-Terror-Krieg trainiert
werden. Laut Aussagen des EU-Außenbeauftragten sind 90 % der malischen Armee von EU-
Missionen im Land ausgebildet worden, darunter, wie Kramp-Karrenbauer zugeben musste, auch
einige AnführerInnen des aktuellen Putsches. Die Ausbildungspläne für Militär und Polizei legt die
EU derweil zwar auf Eis, die im Rahmen der EU- und UN-Missionen stationierten Einheiten bleiben
aber im Land. Schließlich bestehen die imperialistischen Interessen auch unter einem neuen Regime
weiter. Die Militärjunta ihrerseits repräsentiert keine grundsätzlich andere Politik, sondern einfach



jenen Teil der nationalen Elite, der für einen etwas inklusiveren Umgang mit dem islamistischen
Aufstand eintritt.

Strategie und Programm

Die Krise in Mali beruht auf dem Erbe des Kolonialismus und auf ungelösten gesellschaftlichen
Problemen – sicher überlappenden nationalen Fragen, auf der Landfrage und dem Verlust der
Lebensgrundlage von Subsistenzbauern und -bäuerInnen durch neoliberale Reformpolitik und
Klimawandel, und allgemein auf der ungelösten demokratischen Frage. Um diese Krise im Sinne der
unterdrückten Massen zu lösen, ist ein Programm nötig, das sich zentral auf die ArbeiterInnenklasse
bezieht und diese Fragen mit der Mobilisierung und Bewaffnung der Massen verbindet.

Der Militärjunta muss eine verfassunggebende Versammlung entgegengestellt werden, die von
Massenversammlungen der ArbeiterInnen, Bauern/Bäuerinnen und Armen organisiert wird, und in
der die Klassenfrage politisch offen zutage treten kann. Dies stellt natürlich unmittelbar die Macht
der Militärjunta in Frage, was den Kampf innerhalb des Militärs für das Recht auf politische
Organisierung und Agitation für SoldatInnen, auf Befehlsverweigerung und letztlich den Bruch der
unteren SoldatInnenränge mit der Junta auf die Tagesordnung setzt.

Die reaktionäre ethnische Gewalt erfordert die Bewaffnung der Massen über ethnische Grenzen
hinweg und die Bildung von Selbstverteidigungseinheiten, die von den ArbeiterInnen und
Bauern/Bäuerinnen kontrolliert werden und diese vor Angriffen der IslamistInnen, des Militärs oder
anderer Gruppen schützen.

In Anbetracht der nationalen Frage müssen Linke unbedingt für ein Programm eintreten, das die
politischen und sozialen/wirtschaftlichen Gegensätze zwischen den Nationalitäten überwindet und
jegliche Formen von Diskriminierung bekämpft. Dies muss nicht die Lostrennung des Nordens
beinhalten, aber das unbedingte Recht auf diese, falls die Bevölkerung dies dort mehrheitlich
wünscht. Die nationale Frage muss auch verbunden werden mit dem Kampf gegen alle
imperialistischen Interventionen und für den Abzug aller ausländischer Truppen, die Enteignung des
imperialistischen Kapitals und der malischen Großunternehmen, der Streichung der
Auslandsschulden und dem Kampf für eine ArbeiterInnen- und Bauern-/Bäuerinnenregierung.

Ausweitung

Nur eine solche wäre in der Lage, auch die Wirtschaft des Landes auf Grundlage einer
demokratischen Planwirtschaft zu reorganisieren. Nicht zuletzt aufgrund der willkürlichen
imperialistischen Grenzziehungen und der jahrhundertelangen Ausplünderung des Landes können
die großen Probleme des Landes durch eine wirkliche Revolution in Mali zwar angegangen, nicht
jedoch vollständig gelöst werden. Der Kampf um demokratische Rechte und Sozialismus muss daher
mit der Revolution auf dem ganzen Kontinent verbunden werden, dem Kampf für eine Sozialistische
Föderation Afrikas.


